
Satzung des ARCD Auto- und Reiseclub Deutschland e. V. 
beschlossen auf der 26. Hauptversammlung am 29. Oktober 2022 in Bad Windsheim

Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit 
wird an einigen Stellen das generische 

Maskulinum verwendet. Selbstverständlich sind 
hier alle Geschlechter gleichberechtigt gemeint. 

 
§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr  

1.  Der Verein führt den Namen „ARCD Auto- und 
 Reiseclub Deutschland e. V.“. Er ist im Vereinsregis -
ter eingetragen. 

2.  Sitz des Vereins ist Bad Windsheim. 
3.  Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 2 Zwecke und Ziele  
1.  Der 1928 ursprünglich für den öffentlichen Dienst 

gegründete Verein versteht sich als Interessenver-
tretung aller, 

    – die am Verkehrsgeschehen teilnehmen, 
    – die Kraftfahrzeuge halten und nutzen, 
    – die Reisen unternehmen. 
    Er wahrt in diesem Sinne die Belange seiner Mit -

glieder. Er setzt sich für Fortschritte der Mobilität, 
insbesondere im Straßen- und Reiseverkehr ein. 

    Auf nationaler und internationaler Ebene verschafft 
sich der Verein Gehör bei Gesetzgebung, Verwal-
tung, Industrie und Öffentlichkeit, um die Interessen 
seiner Mitglieder bei allen mit der Mobilität zusam-
menhängenden Themen zu vertreten. 

    Der Verein fördert dabei Verkehrssicherheit, Mobili-
tät und nachhaltigen Tourismus und setzt sich für 
den damit zusammenhängenden Natur- und Um-
weltschutz ein. Er ist bestrebt, seine Clubaktivitäten 
klimaneutral zu gestalten. 

    Er betreut und berät seine Mitglieder umfassend im 
Umfeld von Auto, Touristik, Wassersport und allge-
meiner Mobilität. Insoweit berät er seine Mitglieder 
auch rechtlich. 

    Er ist bestrebt, den Gemeinsinn seiner Mitglieder 
durch partnerschaftliches Verhalten und gesell-
schaftliche Beziehungen im Sinne gegenseitiger 
 Hilfe und Unterstützung zu fördern und zu stärken. 

2.  Niemand darf durch Ausgaben aus Mitteln des Ver-
eins zu satzungswidrigen Zwecken oder zur Verfol-
gung nicht der Satzung entsprechender Ziele oder 
durch unangemessene Vergütung begünstigt werden. 

3.  Etwaige Gewinne dürfen nur für satzungsgemäße 
Zwecke verwendet werden. 

 
§ 3 Mitgliedschaft  

1.  Mitglied kann jede Person sein, die am Verkehrs -
geschehen teilnimmt oder interessiert ist, sofern sie  
den Zwecken und Zielen des Vereins zustimmt. 

    Die Aufnahme ist schriftlich oder auf elektronischem 
Weg zu beantragen; über den Antrag entscheidet 
die Geschäftsführung des Vereins im Auftrag des 
Präsidiums. Bei Ablehnung seines Antrags kann der 
Betroffene das Präsidium anrufen, es entscheidet 
endgültig. 

2.  Personen, die sich um den Verein besonders ver -
dient gemacht oder den Verein in besonderem 
Maße gefördert oder für die von ihm verfolgten Ziele 
und Zwecke Besonderes geleistet haben, kann die 
Hauptversammlung die Ehrenmitgliedschaft verlei-
hen. 

3.  Juristische Personen oder Personengesamtheiten 
können korporativ Mitglieder des Vereins werden; 
über die Aufnahme entscheidet der Hauptaus -
schuss. 

4.  Die Mitgliedschaft und die Verpflichtung zur Bei -
tragszahlung beginnt frühestens mit dem Eingang 
der Beitrittserklärung. Der Mitgliedsbeitrag wird für 
ein Jahr ab Aufnahmetag (Beitragsperiode) erhoben 
und ist jeweils im Voraus an den Verein zu entrich-
ten. 

    Solange ein Mitglied mit der Zahlung eines Jahres-
beitrages im Rückstand ist, ruhen alle seine Mit-
gliedsrechte. 

    Für Schadenfälle, die während eines Beitragsrück-
standes eintreten, besteht kein Leistungsanspruch. 

5.  Die Mitgliedschaft endet durch 
    a) Kündigung; sie muss mindestens einen Monat 

vor Ablauf einer Beitragsperiode schriftlich oder 

auf elektronischem Weg erklärt werden und dem 
Verein zugehen. Bei Kündigung durch das Präsi-
dium kann der Betroffene den Hauptausschuss 
anrufen, er entscheidet endgültig. 

    b) Tod; 
    c) Ausschluss, über den das Präsidium entscheidet, 

wenn ein Mitglied sich eines groben Verstoßes 
 gegen Zwecke und Ziele des Vereins schuldig ge-
macht oder seinem Ansehen geschadet hat. Vor 
der Entschei dung ist der Betroffene anzuhören. 
Gegen den Aus schluss kann er das Schieds -
gericht (§ 17) anrufen. 

    d) Streichung, über die das Präsidium entscheidet, 
wenn ein Mitglied mit der Erfüllung seiner Bei-
tragsverpflichtung trotz qualifizierter Mahnung 
drei Monate in Verzug ist. 

6.  Mitgliedsbeiträge und der Finanzplan werden von 
der Hauptversammlung beschlossen. Die Haupt -
versammlung kann dieses Recht für die Zeit, für die 
der Beschluss gemäß § 6 Ziff. 2 gelten soll, an den 
Hauptausschuss delegieren. 

 
§ 4 Gliederung  

Der Verein gliedert sich in die Landesverbände 
1.  Baden-Württemberg, 
2.  Bayern, 
3.  Berlin und Brandenburg, 
4.  Bremen, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt, 
5.  Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und 

Schleswig-Holstein, 
6.  Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland,  
7.  Nordrhein-Westfalen und 
8. Sachsen und Thüringen. 

 
§ 5 Organe  

1.  Organe des Vereins sind 
1.1 die Hauptversammlung – § 6, 
1.2 der Hauptausschuss – § 7 und 
1.3 das Präsidium – § 8. 
2.  Die Vereinspublikation „Auto & Reise“ ist offizielles 

Mitteilungsmedium der Organe des Vereins. 
 

§ 6 Hauptversammlung  
1.  Die Hauptversammlung ist oberstes Organ des 

 Vereins.  
    a) Sie wird aus den Delegierten der Landesver -

bände gebildet.  
    b) Die Gesamtzahl der Delegierten ist auf 100 be-

grenzt. 
    c) Die Delegiertenplätze werden nach der Zahl der 

Mitglieder der Landesverbände am 31.01. eines 
jeden Jahres nach dem Sainte-Laguë-Verfahren 
ermittelt und zugeteilt. 

    d) Das Präsidium nimmt an der Hauptversammlung 
ohne Stimmrecht teil. 

 
2.  Die Hauptversammlung tritt in jedem vierten Jahr 

zusammen. In begründeten Ausnahmefällen – wenn 
die Hauptversammlung nicht unter zumutbaren 
 Bedingungen einberufen und durchgeführt werden 
kann, wie z. B. aufgrund einer Pandemie – kann die-
se auf gemeinsamen Beschluss von Präsidium und 
Hauptausschuss – gegebenenfalls auch mehrfach – 
um ein Jahr verschoben werden. Eine Hauptver-
sammlung kann, wenn es die Situation erfordert, 
auch auf elektronischem Weg (z. B. Videokonferenz, 
elektronische Abstimmung etc.) durchgeführt wer-
den. 

    Ordentliche Hauptversammlungen sollen drei Mo-
nate vorher in der Vereinspublikation angekündigt 
werden. Die stimmberechtigten Delegierten sind 
zwei Monate vorher schriftlich unter Angabe der 
 Tagesordnung zu laden. Das Präsidium beruft die 
Hauptversammlung ein. Es muss sie auch – dann 
als außerordentliche – einberufen, wenn 

    a) 2/5 der Stimmberechtigten oder der Haupt aus -
schuss mit 2/3-Mehrheit unter schriftlicher Anga-
be der zu behandelnden Tagesordnungspunkte 
eine außerordentliche Hauptversammlung, die in-
nerhalb von drei Monaten nach Antragstellung 
einzuberufen ist, beantragen und/oder 

    b) das Interesse des Vereins es erfordert. 

3.  Das Verfahren der Hauptversammlung richtet sich 
nach der Geschäfts- und der Wahlordnung, die von 
der Hauptversammlung gemäß § 6 Ziff. 6 beschlos-
sen werden. 

4.  Der Hauptversammlung obliegt die  
    a) Wahl der Versammlungsleitung und die Ein set -

zung einer Mandatsprüfungskommission, die zu-
gleich Wahl kommission ist, 

    b) Beschlussfassung über den vom Präsidium vor-
zulegenden Geschäfts- sowie Finanzbericht und 
den Finanzplan, 

    c) Entlastung des Präsidiums, 
    d) Wahl und Abberufung des Präsidenten, des Vize -

präsidenten und des Schatzmeisters sowie der 
weiteren Präsidiumsmitglieder; § 9 Satz 1 ist zu 
beachten, 

    e) Wahl von zwei Revisoren, 
    f) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge (§ 3 Ziff. 6), 

Aufwands   entschädigungen und Reisekosten, 
    g) Beschlussfassung über Änderung und Ergänzung 

der Tagesordnung, der Geschäftsordnung und 
der Wahlordnung der Hauptversammlung, 

    h) Beschlussfassung über Anträge gem. § 6 Ziff. 8, 
    i) Beschlussfassung über Satzungsänderungen. 
5.  Ordnungsgemäß einberufene Hauptversammlungen 

sind beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
stimmberechtigten Delegierten anwesend ist. 

6.  Die Hauptversammlung entscheidet mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen, ungültige 
Stimmen und Stimmenthaltungen werden nicht mit-
gezählt. 

    Stimmengleichheit gilt als Ablehnung eines Antra-
ges. Satzungsänderungen bedürfen einer 3/4-Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen. 

    Abgestimmt wird – außer bei elektronischer Abstim-
mung gem. § 6 Ziff. 2 – durch Handzeichen, auf 
 Antrag geheim. 

7.  In Fällen eines unabweisbaren Bedürfnisses ist es 
möglich, im Einzelfall eine schriftliche Abstimmung 
unter den stimmberechtigten Delegierten durchzu-
führen. Ob ein unabweisbares Bedürfnis vorliegt, 
entscheidet auf Vorschlag des Präsidiums der Haupt- 
ausschuss mit 3/4-Mehrheit seiner Mitglieder. 

    Ein schriftlicher Antrag gilt als angenommen, wenn 3/4 
aller stimmberechtigten Delegierten ihm zustimmen. 

    Das Präsidium veranlasst die Versendung der Stimm- 
scheine an sämtliche stimmberechtigten Delegier-
ten. Dabei ist für die Abgabe (Rücksendung) der 
 Stimmscheine ein mindestens vier Wochen nach 
 Absen dung der Stimmscheine liegender Zeitpunkt 
als spätester Abgabetermin mit dem Hinweis anzu-
geben, dass nach dem bezeichneten Termin ein -
gehende Stimmscheine als nicht abgegeben gelten. 

8.  Anträge zur Hauptversammlung können von stimm-
berechtigten Delegierten und vom Präsidium schrift- 
lich an den Hauptausschuss gestellt werden. Die 
Anträge müssen spätestens sechs Wochen vor der 
Hauptversammlung beim Hauptausschuss einge-
gangen sein. Sie sollen den stimmberechtigten De-
legierten zwei Wochen vor der Hauptversammlung 
vorliegen. 

9.  Sollte die Durchführung der Hauptversammlung 
nicht oder nur unter hohem Gesundheits- oder 
 Sicherheitsrisiko für die teilnahmeberechtigten Mit-
glieder möglich sein, kann die Versammlung ganz 
oder teilweise auf elektronischem Weg durchgeführt 
werden. In solchen Fällen legt der Hauptausschuss 
die Art der Durchführung der Versammlung fest und 
wählt die Versammlungsleitung sowie die Mandats-
prüfungs-/Wahlkommission. 

 
§ 7 Hauptausschuss  

1.  Die Vorsitzenden aller Landesverbände bilden den 
Hauptausschuss. 

2.  Die Mitglieder des Hauptausschusses wählen aus 
ihrer Mitte den Vorsitzenden und dessen Stellvertre-
ter. Die Wahl findet jeweils auf der ersten Sitzung 
nach der ordentlichen Hauptversammlung statt; sie 
ist an den Schluss der Tagesordnung zu stellen. 

    Wiederwahl ist zulässig. 
3. Der Hauptausschuss tritt während eines Kalender-

jahres mindestens zwei Mal zusammen, darüber 
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hinaus, wenn 1/3 der Hauptausschussmitglieder es 
beantragt. 

    Der Vorsitzende eines Landesverbandes kann sich 
durch ein Mitglied des Landesvorstandes vertreten 
lassen. 

    Der Hauptausschuss ist spätestens zwei Wochen 
vor den jeweiligen Sitzungen schriftlich oder auf 
elektronischem Weg unter Angabe des Ortes, der 
Zeit und der Tagesordnung von seinem Vorsitzen-
den einzuberufen; er ist beschluss fähig, wenn mehr 
als die Hälfte der Stimmberech tigten vertreten ist. 
Das Präsidium nimmt an den Haupt aus schuss -
sitzungen ohne Stimmrecht teil. Sitzungen des 
Hauptausschusses können auch elektronisch oder 
in Mischformen stattfinden. 

4.  Der Hauptausschuss fasst seine Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit. 

    Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Hauptausschussvorsitzenden. 

    Beschlussfassung kann auch schriftlich und durch 
elektronische Stimmabgabe erfolgen, sofern ge-
währleistet ist, dass die Stimmabgabe persönlich/ 
ausschließlich durch die Stimmberechtigten erfolgt. 

5.  Der Vorsitzende des Hauptausschusses oder im 
Falle seiner Verhinderung sein Vertreter oder ein 
von ihm zu benennendes Hauptausschussmitglied 
nimmt an den Präsidiumssitzungen ohne Stimm-
recht teil. 

6.  Der Hauptausschuss ist zuständig für die  
    a) Entscheidung von Angelegenheiten, die ihm die 

Hauptversammlung oder mit Einverständnis sei-
nes Vorsitzenden das Präsidium übertragen hat, 

    b) Vorbereitung der Hauptversammlung, sowie bei 
elektronischer Durchführung (vgl. § 6 Ziff. 9) die 
Bestimmung der Versammlungsleitung und der 
Mandatsprüfungs- und Wahlkommission, 

    c) Beschlussfassung in Angelegenheiten, die für 
den Verein in der Geschäftsführung von grund-
sätzlicher Bedeutung sind und besonders be-
gründeter Eile bedürfen, 

    d) Entscheidung über vom Präsidium ausgespro-
chene Kündigungen (§ 3 Ziff. 5 lit. a),  

    e) Wahl des Ehrenrats, 
    f)  Zustimmung zur Gründung und Auflösung wirt-

schaftlicher Unternehmen, die den Zwecken des 
Vereins dienen, 

    g) Feststellung des Jahresabschlusses (§ 11). 
7.  Der Hauptausschuss unterrichtet die Delegierten 

über seine Sitzungen zugleich und im Zu sam men -
hang mit der gemäß § 8 Ziff. 5 vorgesehenen Unter -
richtung durch das Präsidium. Der Haupt aus schuss 
kann Beschlüsse auch ohne mündliche Beratung 
fassen; ohne mündliche Beratung kommt ein Be -
schluss wirksam nur dann zustande, wenn 2/3 der 
Hauptausschussmitglieder zustimmen. 

 
§ 8 Präsidium  

1. Das Präsidium besteht aus 4 Personen, nämlich 
dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten, dem 
Schatz meister und einem weiteren Mitglied. Darüber 
hinaus kann ein weiteres Präsidiumsmitglied bestellt 
werden. Über die Bestellung nach Satz 2 entschei-
det die Hauptversammlung, die auch gemäß § 6 
Ziff. 4 lit. d) die Mitglieder des Präsidiums wählt. 

2.  Bei Ausscheiden eines Präsidiumsmitglieds wäh-
rend der Amtszeit kann der Hauptausschuss auf 
Vorschlag des Präsidiums ein neues Mitglied wäh-
len. Der Hauptausschuss muss ein neues Mitglied 
wählen, wenn andernfalls die Mindestbesetzung 
von 3 Mitgliedern unterschritten wäre. Der Präsident 
oder sein Stellvertreter regelt die Wahrnehmung des 
freigewordenen Amtes unter den restlichen Präsidi-
umsmitgliedern. 

3.  Vorstand im Sinne von § 26 BGB sind die Mitglieder 
des Präsidiums gemäß § 8 Ziffer 1; der Verein wird 
gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglie-
der des Präsidiums vertreten. Im Innenverhältnis wird 
bestimmt, dass eines der beiden Präsidiumsmitglie-
der der Präsident ist; im Falle der Verhinderung wird 
der Präsident durch den Vizepräsidenten vertreten.  

4.  Das Präsidium veranlasst die zur Erfüllung der Ver -
einszwecke erforderlichen Maßnahmen. Es führt die 
Beschlüsse der Hauptversammlung und des Haupt -
ausschusses aus. 

5.  Das Präsidium hat die stimmberechtigten Delegier-
ten jährlich zur Jahresmitte ausführlich über alle we-
sentlichen Beschlüsse und Vorgänge während des 
Berichtszeit raumes schriftlich oder auf elektroni-
schem Weg zu unterrichten. 

6.  Der Präsident beruft das Präsidium zu Sitzungen 
unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung zwei 
Wochen vor der Sitzung ein. Sitzungen können auch 
elektronisch oder in Mischformen stattfinden. 

7.  Das Präsidium fasst Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit seiner Mitglieder. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Präsidenten.  

    Beschlussfassung kann auch schriftlich und durch 
elektronische Stimmabgabe erfolgen, sofern ge-
währleistet ist, dass die Stimmabgabe persönlich/ 
ausschließlich durch die Stimmberechtigten er- 
folgt. 

 
§ 9 Ämter im Verein  

Den Organen des Vereins können nur Mitglieder ange-
hören, die zum Zeitpunkt ihrer Wahl mindestens drei 
Jahre Mitglied sind. Angestellte des Vereins und seiner 
Gesellschaften dürfen nicht einem Organ des Vereins 
zugehören oder Revisoren sein. 
 

§ 10 Revisoren  
Die Revisoren bleiben bis zur Wahl nach § 6 Ziff. 4 
lit. e) im Amt. Wiederwahl ist zulässig. 
Sie dürfen keinem Organ des Vereins angehören und 
nicht Delegierter sein. 
Die Revisoren entscheiden über den Umfang ihrer Re-
visionstätigkeit; sie haben dabei etwaige Beschlüsse 
der Hauptversammlung zu berücksichtigen.  
Das Revisionsergebnis ist den stimmberechtigten 
 Delegierten, dem Hauptausschuss und dem Präsidium 
mindestens zwei Monate vor Beginn der nächsten or-
dentlichen Hauptversammlung schriftlich mitzuteilen. 
 

§ 11 Jahresabschluss  
Der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung) ist von einem Wirtschaftsprüfer oder einem 
vereidigten Buchprüfer im Auftrag des Hauptaus-
schusses zu prüfen. 
Das Ergebnis ist jährlich schriftlich dem Hauptaus-
schuss und den Revisoren vorzulegen. Der Hauptaus-
schuss stellt den Jahresabschluss fest. Die  festge-
stellten Jahresabschlüsse sind den stimmberechtigten 
Delegierten spätestens zwei Monate vor Beginn der 
nächsten ordentlichen Hauptversammlung im Finanz-
bericht (§ 6 Ziff. 4 lit. b)) mitzuteilen. 
 

§ 12 Repräsentantenausschuss  
Der Repräsentantenausschuss setzt sich aus beson-
ders verdienten Persönlichkeiten zusammen, die durch 
ihre hervorragende Tätigkeit im Verein oder ihre Stel-
lung im öffentlichen Leben bzw. in Industrie und Wirt-
schaft das Ansehen des Vereins heben und seine Ziele 
fördern. Die Berufung erfolgt durch das Präsidium im 
Einvernehmen mit dem Hauptausschuss. 
 

§ 13 Landesverbände  
1.  Den Landesverbänden gehören die jeweils in ihrem 

Bereich wohnenden Mitglieder des Vereins an. Aus-
landsmitglieder gehören dem Landesverband an, 
dem sie sich durch schriftliche Erklärung gegenüber 
dem Präsidium mit dessen Zustimmung zuordnen. 

2.  Die Landesverbände sind nicht rechtsfähige Zu-
sammenschlüsse. Ihre Organe sind 

    a) die Landesversammlung und 
    b) der Landesvorstand, der aus dem Vorsitzenden 

und zwei Mitgliedern besteht. 
        Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes wäh-

rend der Amtszeit bilden die übrigen Vorstands-
mitglieder den Landesvorstand bis zur nächsten 
Landes versammlung allein. Eine Nachwahl für 
das während der Amtszeit ausscheidende Vor-
standsmitglied durch die Delegierten des Lan-
desverbandes, dem das ausscheidende Mitglied 
angehört hat, ist möglich. 

3.  Die Landesversammlungen finden grundsätzlich im 
Jahr vor der ordentlichen Hauptversammlung statt. 
Sollte eine Landesversammlung aus gewichtigen 
Gründen nicht im Jahr vor der Hauptversammlung 
durchführbar sein, kann diese ausnahmsweise bis 
31. März des Jahres der Hauptversammlung als 
Präsenz- oder Online-Versammlung nachgeholt 
werden. Für Online-Versammlungen gelten die 
 Bestimmungen zu § 6 Ziff. 9 entsprechend, wobei 
der Landesvorstand die Aufgaben des Haupt -
ausschusses übernimmt.  

    Sie sind vom Landesvorstand durch Bekanntgabe 
in der Vereinspublikation mindestens zwei Wochen 
vorher unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesord-
nung einzuberufen. Der Landesvorstand hat die 
Landesversammlung auch dann einzuberufen, 
wenn 2/5 der Delegierten des Landesverbandes die 
Einberufung einer außerordentlichen Landesver-
sammlung unter schriftlicher Angabe der zu behan-
delnden Tagesordnungspunkte verlangen.

4.  Unterlässt der Landesvorstand die Einberufung der 
Landesversammlung, so beruft das Präsidium nach 
Maßgabe der Ziffer 3 die Landesversammlung ein. 

5.  Die Landesversammlung ist bei ordnungsgemäßer 
Berufung beschlussfähig; sie entscheidet mit ein -
 facher Mehrheit der von den anwesenden wahlbe-
rechtigten Mitgliedern abgegebenen Stimmen, un-
gültige Stimmen und Stimmenthaltungen werden 
nicht mitgezählt. Stimmengleichheit gilt als Ableh-
nung eines Antrages. Abgestimmt wird durch Hand-
zeichen, auf Antrag geheim. 

    Den Vorsitz in der Landesversammlung führt der 
Lan desvorsitzende oder ein Vorstandsmitglied oder 
bei deren Verhinderung ein Versammlungsleiter, 
den die Versammlung wählt. Für die Landesver-
sammlung gilt die Geschäftsordnung der Hauptver-
sammlung (§ 6 Ziffer 3) entsprechend. 

6.  Der Landesversammlung obliegt 
    a) Entlastung und Wahl des Landesvorstandes und 
    b) die Wahl der Delegierten für die Hauptversamm-

lung des Vereins sowie Bestimmung der Reihen -
folge, in der die Gewählten tätig werden sollen. 

        Bei der Wahl des Landesvorstandes sowie der 
Delegierten ist § 9 Satz 1 zu beachten. Die Wahl 
erfolgt bis zur nächsten ordentlichen Landesver-
sammlung. Wiederwahl ist zulässig. Für Wahlen 
gilt die Wahlordnung der Hauptversammlung ent-
sprechend. 

        Wahlberechtigt ist ein Mitglied nach einjähriger 
Mit gliedschaft. 

 
§ 14 Ortsclubs  

1.  Zur weiteren Förderung der satzungsgemäßen 
Zwecke und Ziele des Vereins können sich seine 
Mitglieder zu einem Ortsclub zusammenschließen. 

2.  Die Gründung von Ortsclubs erfolgt im Einverneh-
men mit dem Landesvorstand und dem Präsidium. 
Die Auflösung von Ortsclubs kann vom Landes -
 vorstand im Einvernehmen mit dem Präsidium erfol-
gen. 

3.  Die Ortsclubs beschließen eigene Satzungen auf-
grund der ihnen vom Verein zur Verfügung gestell-
ten Mustersatzung, die den Mindestanforderungen 
entspricht, die jede Ortsclubsatzung berücksichti-
gen muss. Der Verein gewährt den Ortsclubs zur Fi-
nanzierung notwendiger Ausgaben Zuschüsse nach 
den von dem Hauptausschuss zu beschließenden 
Richtlinien. 

 
§ 15 Niederschriften  

1.  Über die in Sitzungen und Versammlungen gefass-
ten Beschlüsse der Organe des Vereins und der 
Landesverbände sind Niederschriften anzufertigen. 
Sie unterzeichnet der Sitzungs- oder Versamm-
lungsleiter und der Protokollführer. 

2.  Je eine Kopie der Niederschriften erhalten 
    a) das Präsidium, 
    b) die Revisoren und 
    c) der Landesvorstand, soweit es sich um Nieder -

schriften von Beschlüssen der Landesversamm-
lung nach § 13 Ziff. 4 handelt. 

3.  Eine Abschrift des Protokolls der Hauptversamm-
lung ist den stimmberechtigten Delegierten zu über-
senden. 

 
§ 16 Ehrenrat  

1.  Der Ehrenrat besteht aus drei Mitgliedern des Ver -
eins. Er und ein Ersatzmitglied werden vom Haupt -
ausschuss gewählt, der auch den Vorsitzenden be-
stimmt.  

    Mitglieder des Präsidiums und der Landesvorstän-
de können dem Ehrenrat nicht angehören. 

2.  Der Vorsitzende und das Ersatzmitglied, das der 
Hauptausschuss bei Verhinderung auch zum Vorsit-
zenden berufen kann, sollen die Befähigung zum 
Richteramt haben. 

3.  Der Ehrenrat entscheidet auf Antrag über Maß -
 nahmen gegen Mitglieder, die sich eines groben 
Ver stoßes gegen Zwecke und Ziele des Vereins 
schuldig gemacht oder seinem Ansehen geschadet 
haben. Antragsberechtigt sind das Präsidium im 
Einver neh men mit dem Hauptausschuss oder der 
Landes vorstand im Einvernehmen mit dem Präsidi-
um. 

    Er kann auf 
    a) Missbilligung, 
    b) Verwarnung, 
    c) Rüge sowie 
    d) Veröffentlichung seiner Entscheidung in der Ver-

einspublikation erkennen. Vor der Entscheidung 
ist der Betroffene anzu hören.
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4. Der Ehrenrat sowie das Ersatzmitglied üben ihre 
Ämter bis zur nächsten ordentlichen Haupt ver -
samm lung aus; bereits von dem Ehrenrat behandel-
te und bei Neuwahl noch nicht abgeschlossene Fäl-
le werden von ihm zu Ende geführt. 

5.  Der Hauptausschuss beschließt auf Vorschlag des 
Präsidiums die Ehrenratsordnung. 

 
§ 17 Schiedsgericht  

1.  Streitigkeiten zwischen Mitgliedern und Organen 
sowie von Mitgliedern untereinander entscheidet ein 
Schiedsgericht, dem auch auf Antrag des Betroffe-
nen die Entscheidung über Streichung des Mitglieds 
(§ 3 Ziff. 5 lit. d) sowie die Entscheidung auf Beru-
fung gegen von dem Ehrenrat angeordnete Maß-
nahmen obliegt. 

2.  Das Schiedsgericht besteht aus zwei Schieds -
richtern, die von den streitenden Parteien bestimmt 
werden, und von einem Vorsitzenden, den die Haupt- 
versammlung bis zur nächsten Haupt ver sammlung 
wählt. Er muss die Befähigung zum Richteramt haben. 
§ 16 Ziff. 4 gilt für den Vor sit zenden des Schiedsge-
richts entsprechend. 

3.  Der Hauptausschuss beschließt auf Vorschlag des 
Präsidiums die Schiedsgerichtsordnung. 

 

§ 18 Kosten des Verfahrens vor Ehrenrat  
und Schiedsgericht  

Die Grundsätze über die Erstattung von Auslagen im 
Verfahren vor dem Ehrenrat und wegen der Auslagen 
und Gebühren des Verfahrens vor dem Schieds gericht 
beschließt der Hauptausschuss auf Vor schlag des Prä-
sidiums. 
 

§ 19 Clubzentrale  
1.  Das Präsidium bestellt nach Anhörung des Haupt -

ausschusses den Generalsekretär und dessen Stell -
vertreter. Die Geschäftsführung des Vereins obliegt 
im Auftrag des Präsidiums dem Generalsekretär. Er 
ist Vorgesetzter der Mitarbeiter der Clubzentrale. 

2.  Der Präsident ist der Vorgesetzte des General -
sekretärs. 

 
§ 20 Auflösung  

1.  Die Auflösung des Vereins kann nur auf einer  eigens 
zu diesem Zwecke einberufenen Hauptversamm-
lung beschlossen werden. Der Beschluss bedarf 3/4 
der Stimmen der zur Hauptversammlung erschiene-
nen stimmberechtigten Delegierten. 

2.  Zugleich mit dem Auflösungsbeschluss hat diese 
Hauptversammlung zwei gemeinsam vertretungs -
berechtigte Liquidatoren zu bestellen, die nach Ab-
wicklung der laufenden Geschäfte das nach Abglei-
chung der Verbindlichkeiten verbliebene Vermögen 
den am Tage des Auflösungsbeschlusses noch vor-
handenen Mitgliedern nach einem Schlüssel über-
weisen, der von der Hauptversammlung festgesetzt 
wird und der die Dauer der Mitgliedschaft berück-
sichtigen soll. 

 

§ 21 Datenschutz  
Der ARCD Auto- und Reiseclub Deutschland e.V. und 
die mit ihm verbundenen Unternehmen führen die all-
gemeinen Mitgliedschafts- und Leistungsdaten der 
Mitglieder in gemeinsamen Datensamm lungen. Soweit 
es für die Mitgliede r be treuung und die Leistungser-
bringung erforderlich ist, können die Daten gemeinsam 
verarbeitet, genutzt und gegenseitig übermittelt wer-
den. 
Hierbei respektieren und achten der ARCD und die mit 
ihm verbundenen Unternehmen und Organisationen 
alle geltenden datenschutzrechtlichen Regelungen 
und schützen die Privatsphäre ihrer Mitglieder. 
Ergänzende Informationen sind unter www.arcd.de/ 
datenschutz einsehbar.  
 
 

§ 22 Erfüllungsort und Gerichtsstand  
Erfüllungsort für alle aus dieser Satzung sich ergeben-
den Rechte und Pflichten ist Bad Windsheim. 
Gerichtsstand ist Neustadt a. d. Aisch.


